
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN GULMANN — RECHTSSACHE C-323/93 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
CLAUS GULMANN 

vom 4. Mai 1994 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Die französische Cour de cassation hat 
dem Gerichtshof zwei Fragen zur Vorabent­
scheidung vorgelegt, die insbesondere die 
Auslegung der Artikel 90 Absatz 1, Artikel 
86 und Artikel 30 EG-Vertrag betreffen. Die 
Fragen stellen sich in einem Rechtsstreit zwi­
schen zwei französischen Besamungsstatio­
nen. Den Hintergrund des Rechtsstreits 
bilden die Vorschriften über die 
Besamungsstationen, die in dem französi­
schen Gesetz vom 28. Dezember 1966 über 
die Tierzucht 1 enthalten sind. 

2. Die vorgelegten Fragen beziehen sich ins­
besondere auf Artikel 5 dieses Gesetzes. Die­
ser bestimmt u. a., daß für die Betreibung 
von Besamungsstationen die vorherige 
Genehmigung des Landwirtschaftsministeri­
ums erforderlich ist, unabhängig davon, ob 
sie sowohl die Samenproduktion als auch die 
Besamung vornehmen oder nur eine dieser 
Tätigkeiten ausüben. 

Artikel 5 bestimmt außerdem: 

„Jede Besamungsstation versorgt ein Gebiet, 
innerhalb dessen sie allein tätig werden darf. 

Die ihr erteilte Genehmigung grenzt dieses 
Gebiet ab. 

Die Tierzüchter, die sich innerhalb des Tätig­
keitsgebiets einer Besamungsstation befin­
den, können bei dieser beantragen, ihnen 
Samen aus Samenproduktionsstationen ihrer 
Wahl zu liefern...; die sich aus dieser Wahl 
ergebenden zusätzlichen Kosten gehen zu 
Lasten der Benutzer" (Hervorhebungen von 
mir). 

3. Parteien des Ausgangsverfahrens sind die 
Coopérative d'élevage et d'insémination arti­
ficielle du département de la Mayenne 
(Genossenschaft für Tierzucht und künstli­
che Besamung des Departements Mayenne; 
im folgenden: CEIAM), die im Jahr 
1970 vom Landwirtschaftsministerium als 
Besamungsstation im Departement Mayenne 
zugelassen wurde, und die Société civile agri­
cole du Centre d'insémination de la Cres­
pelle (Landwirtschaftliche Gesellschaft bür­
gerlichen Rechts Besamungsstation La 
Crespelle; im folgenden: Station Crespelle), 
die 1961 in einem Teil des Departements 
Mayenne Besamungen vornahm, jedoch 
nicht die im Gesetz von 1966 vorgesehene 
Genehmigung des Landwirtschaftsministeri­
ums erhielt. 

4. Die CEIAM erhob 1985 beim Tribunal de 
grande instance Rennes gegen die Station 

* Originalsprache: Dänisch. 
1 — Journal officiel de la République Française (JORF) vom 29. 

Dezember 1966, S. 11619. 
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Crespelle eine Klage, mit der sie geltend 
machte, daß die Station Crespelle ihr 
ausschließliches Recht zur Vornahme von 
Besamungen im Departement Mayenne ver­
letzt habe. Sie beantragte, die Station Cres­
pelle zum Ersatz des Schadens zu verurtei­
len, den sie durch diese Rechtsverletzung 
erlitten habe, und deren rechtswidrige Tätig­
keit zu beenden. Das Tribunal de grande 
instance gab der Klage der CEIAM statt und 
verurteilte die Station Crespelle, die nicht 
bestritt, das ausschließliche Recht verletzt zu 
haben, zu einem bedeutenden Schadensersatz 
und erlegte ihr ein Zwangsgeld für den Fall 
zukünftiger Zuwiderhandlungen auf. Das 
Urteil wurde durch die Cour d'appel Rennes 
bestätigt, die u. a. das Vorbringen der Station 
Crespelle zurückwies, daß die französischen 
Vorschriften über das ausschließliche geogra­
phische Recht der Stationen, die Besamungen 
vornehmen, gegen das Gemeinschaftsrecht 
verstießen 2. 

Die Station Crespelle legte gegen das Urteil 
der Cour d'appel Rechtsmittel zur Cour de 
cassation ein und machte geltend, das Urteil 
beruhe auf einem unrichtigen Verständnis 
der Bedeutung der herangezogenen Gemein­
schaftsvorschriften. 

5. Die Cour de cassation hat folgende Fra­
gen vorgelegt: 

Stehen die Artikel 5, 86 und 90 Absatz 1 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft nationalen Rechts­
vorschriften wie denen des vorliegenden Fal­
les entgegen, durch die Besamungsstationen 
geschaffen werden, die allein befugt sind, 
innerhalb eines abgegrenzten Gebietes tätig 
zu werden, und räumen diese Vorschriften 
diesen Stationen die Befugnis ein, zusätzliche 
Kosten in Rechnung zu stellen, wenn Züch­
ter in dem Gebiet, für das die Besamungssta­
tion ausschließlich zuständig ist, die Liefe­
rung von Samen verlangen, der aus 
zugelassenen Produktionsstationen ihrer 
Wahl stammt? 

Stehen die Artikel 30 und 36 dieses Vertra­
ges, Artikel 2 der Richtlinie 77/504/EWG 
des Rates vom 25. Juli 1977 über reinrassige 
Zuchtrinder 3 und Artikel 4 der Richtlinie 
87/328/EWG des Rates vom 18. Juni 
1987 über die Zulassung reinrassiger Zucht­
rinder zur Zucht 4 einer nationalen Regelung 
wie der des vorliegenden Falles entgegen, 
nach der Wirtschaftsteilnehmer, die Samen 
aus einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft 
einführen, verpflichtet sind, diesen an eine 
zugelassene Besamungs- oder Samenproduk­
tionsstation zu liefern? 

2 — Die Station Crespelle hatte geltend gemacht, das ausschließ­
liche geographische Recht verstoße gegen die Artikel 3, 5, 85, 
30 und 59 EWG-Vertrag. Die Cour d'appel wies dieses Vor­
bringen zurück, wobei sie ausführte, 
— erstens, daß Artikel 85 EWG-Vertrag nicht anwendbar 

sei, da die Maßnahme, die geeignet sei, den Wettbewerb 
zu verfälschen, nicht auf einer Vereinbarung, sondern auf 
einem Gesetz beruhe; 

— zweitens, daß Anike! 85 in Verbindung mit den Artikeln 
3 und 5 nicht anwendbar sei, da das Gesetz keine Vor­
schrift enthalte, die zum Abschluß von gegen Artikel 
85 verstoßenden Vereinbarungen zwischen Unternehmen 
ermutige; 

— drittens, daß Artikel 30 unanwendbar sei, da die franzö­
sischen Rechtsvorschriften die Einfuhr von Rindersamen 
nicht behinderten, sondern nur vorsähen, daß die Einfuhr 
über Besamungsstationen erfolgen müsse; dieses Erfor­
dernis entspreche den einschlägigen Gemeinschaftsrichtli-
nien, und 

— viertens, daß Artikel 59 nicht anwendbar sei, da die 
Angelegenheit eine rein innerstaatliche Situation betreffe 
und somit keinen grenzüberschreitenden Gesichtspunkt 
enthalte. 

3 — ABl. L 206, S. 8. 
4 — ABl. L 167, S. 54. 
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6. Die Parteien des Ausgangsverfahrens, die 
französische Regierung und die Kommission 
haben Erklärungen vor dem Gerichtshof 
abgegeben. 

7. Sowohl aus den Fragen als auch aus den 
im Verfahren abgegebenen Erklärungen geht 
hervor, daß zu unterscheiden ist zwischen 
den Teilen der französischen Regelung, die 
die Dienstleistung betreffen, die in der Besa­
mung selbst besteht, und denjenigen, die die 
Lieferung und Aufbewahrung des Erzeug­
nisses — des Rindersamens — betreffen, das 
im Zusammenhang mit der Dienstleistung 
verwendet wird. 

Der systematische Zusammenhang, der 
Inhalt und die praktische Anwendung der 
französischen Vorschriften 

8. Das Gesetz von 1966 über die Tierzucht 
bezweckt nach Artikel 1 die Verbesserung 
der Qualität des Viehbestands. Nach den 
Vorarbeiten zu dem Gesetz 5 bezweckte das 
Gesetz u. a., die Auswahl der französischen 
Zuchtrinder und damit die Konkurrenzfä­
higkeit der französischen Landwirtschaft vor 

der Durchführung der im EWG-Vertrag vor­
gesehenen gemeinsamen Agrarpolitik 6 zu 
verbessern. 

9. Die Grundregel für die Arbeit zur geneti­
schen Verbesserung des Viehbestands ist, wie 
gesagt, die, daß diese im Rahmen von Statio­
nen erfolgen muß, und zwar entweder in 
Produktionsstationen oder in Besamungssta­
tionen, die vom Landwirtschaftsministerium 
zugelassen sind. Aus Artikel 5 Absatz 3 des 
Gesetzes ergibt sich, daß diese Genehmigung 
insbesondere unter Berücksichtigung der 
„bereits vorhandenen Ausstattung, der Mög­
lichkeit der betreffenden Station, zur geneti­
schen Verbesserung des Viehbestands beizu­
tragen, und der Sicherheit, die die Station 
sowohl hinsichtlich der Qualifikation des 
Personals als auch im Hinblick auf die sach­
liche Ausstattung und die Zuchttiere gewähr­
leistet", erteilt wird. 

10. Nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 
69/258 vom 22. März 1969 über die künstli­
che Besamung 7 besteht die Tätigkeit der 
Produktionsstationen in der „Haltung eines 
Bestands an männlichen Zuchttieren, die 
zugelassen sind oder deren genetische Erpro­
bung gestattet ist, in der Übernahme der Ver­
antwortung für die Vorgänge der genetischen 
Erprobung gemäß einem vom Landwirt-

5 — Siehe den bei der Behandlung des Gesetzentwurfs in der 
Nationalversammlung vorgelegten Ausschußbericht in: 
Documents de l'Assemblée nationale, première session ordi­
naire de 1966-1967, Dokument Nr. 2168, S. 909. 

6 — Die Selektion der Zuchtrinder hat in allen Ländern zu einer 
ganz bemerkenswerten Verbesserung der Produktionskapa­
zität sowohl in bezug auf das Milchvieh als auch in bezug 
auf das Schlachtvieh geführt. Die künstliche Besamung, die 
erst nach den zweiten Weltkrieg voll entwickelt wurde, hat 
zum Erfolg der Selektion des Viehbestands in großem Maße 
beigetragen. Besonders wichtig ist, daß Rindersamen einge­
froren und lange aufbewahrt werden kann, wodurch es 
ermöglicht wird, den Samen eines einzigen Bullen zur Besa­
mung in zahlreichen Fällen — in der Praxis bereits mehr als 
10 000 Besamungen pro Jahr — zu benutzen. 

7 — JORF vom 23. März 1969, S. 2948. 
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schaftsminister gebilligten Programm sowie 
in der Vornahme der Gewinnung, Aufberei­
tung, Aufbewahrung und Abgabe des 
Samens der zugelassenen oder erprobten 
Zuchttiere". 

11. Aus derselben Vorschrift ergibt sich, daß 
die Tätigkeit der Besamungsstationen in der 
„Besamung der weiblichen Tiere der in Arti­
kel 1 des Gesetzes vom 28. Dezember 
1966 bezeichneten Arten" besteht. Weiter 
heißt es: „Den Besamungsstationen kann 
erlaubt werden, Bestände an zugelassenen 
Zuchttieren, die von Samenproduktionssta­
tionen beliefert werden, zu halten; in diesem 
Fall nehmen sie die Gewinnung, Aufberei­
tung und Aufbewahrung des Samens der aus 
diesen Beständen stammenden Tiere selbst 
vor." 

12. Die französische Regierung hat in Beant­
wortung der vom Gerichtshof gestellten Fra­
gen mitgeteilt, es gebe insgesamt 23 Produk-
tionsstationen, von denen einige nur für eine 
Rasse, andere dagegen für mehrere Rassen 
zugelassen seien. Insgesamt gebe es 54 Besa­
mungsstationen. Diese würden von landwirt­
schaftlichen Genossenschaften oder Zusam­
menschlüssen derartiger Genossenschaften 
betrieben. Alle diese Stationen mit Aus­
nahme von sieben seien auf nationaler Ebene 
in der Union nationale des coopératives agri­
coles d'élevage et d'insémination artificielle 
(Nationaler Verband der landwirtschaftli­
chen Tierzucht- und Besamungsgenossen­
schaften, UNCEIA) zusammengeschlossen. 

Die französische Regierung hat darauf hinge­
wiesen, daß die Genossenschaften keinen 
Gewinnzweck verfolgten 8. 

13. Die Besamungsstationen haben das 
ausschließliche Recht, innerhalb eines 
bestimmten geographischen Gebietes die 
Besamung vorzunehmen. Wie sich aus den 
vorbereitenden Arbeiten für das Gesetz 9 

ergibt, wurde dieses ausschließliche Recht 
u. a. für notwendig gehalten, um eine Preis­
konkurrenz zu verhindern, die den Statio­
nen, die Qualitätszucht betreiben, schaden 
könnte. Die französische Regierung hat den 
Hintergrund, vor dem das ausschließliche 
Recht zu sehen ist, wie folgt beschrieben: 

„Dieses Monopol, das die Zustimmung der 
Landwirte findet und das Resultat einer stän­
digen Zusammenarbeit zwischen den Ver­
waltungen und den Tierzüchtern ist, verfolgt 
ein doppeltes Ziel: Zunächst soll es die stän­
dige Belieferung der Tierzüchter des Gebie­
tes mit Samen sicherstellen, vor allem aber 
soll es im allgemeinen Interesse den geneti­
schen Fortschritt fördern, indem es im Rah­
men von Selektionsschemata über eine Reihe 
von Generationen den genetischen Wert 
genau ermittelt. Die Prüfung ist nämlich ein 
langes und kostspieliges Verfahren, das eine 
ständige Tätigkeit voraussetzt, die es ermög-

8 — Die Regierung hat ausgeführt: „Die zugelassenen Besa­
mungsstationen sind ausschließlich landwirtschaftliche 
Genossenschaften, die dem Gesetz vom 10. September 
1947 unterliegen... Gemäß Artikel L 521.1 des Code rural 
handelt es sich somit um Zusammenschlüsse, die sich sowohl 
von Gesellschaften bürgerlichen Rechts als auch von Han­
delsgesellschaften unterscheiden, da sie die gemeinsame Nut­
zung aller Mittel, die geeignet sind, die Tätigkeit der Land­
wirte zu erleichtern oder zu entwickeln, durch diese 
Landwirte bezwecken. Ihr Zweck besteht somit nicht darin, 
Gewinn zu erwirtschaften, sondern darin, den Mitgliedern 
günstige Bedingungen hinsichtlich der Belieferung und der 
Vermarktung zu bieten." 

9 — Bericht des Ausschusses für Wirtschaftsfragen, der bei der 
Prüfung des Gesetzesentwurfs im Senat vorgelegt wurde 
— Dokumente der Nationalversammlung, Senat, erste 
ordentliche Sitzung 1966-1967, Dokument Nr. 63, S. 33. 
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licht, ihre eigene Finanzierung sicherzustel­
len. Denn die Prüfung einer Reihe von Bul­
len garantiert nicht die Ermittlung eines oder 
mehrerer Bullen, die die Rasse verbessern. 
Außerdem kosten derartige genetische 
Untersuchungen, die sich über fünf bis zehn 
Jahre erstrecken, annähernd 300 000 Franken 
pro untersuchtem Bullen, während einer von 
vier Bullen von den Milcherzeugern zugelas­
sen und einer von zehn Bullen weitgehend 
von den Tierzüchtern benutzt wird. Unter 
diesen Voraussetzungen ermöglicht es das der 
Besamungsstation zugeteilte ausschließliche 
Gehiet, ein Potential von Tieren für die 
Durchführung der künstlichen Besamungen 
für Untersuchungs- und Verbreitungszwecke 
zu planen und technisch zu garantieren. Eine 
Aufhebung des Gebietsmonopols würde zur 
Vervielfachung der Betriebe in demselben 
Gebiet führen und somit das Untersu­
chungspotential, also den Umfang jedes Pro­
gramms, und damit die Wahrscheinlichkeit 
der Selektion von Zuchttieren, die zur Ver­
besserung der Rasse beitragen, aufsplittern" 
(Hervorhebungen von mir). 

14. Das ausschließliche Recht wird somit 
zum einen mit der Sicherheit der Belieferung 
des betreffenden Gebietes begründet und 
zum andern und vor allem mit dem Bemü­
hen, für einen ausreichend großen Viehbe­
stand zu sorgen, an dem Untersuchungen 
vorgenommen werden können. Dazu kommt 
ein finanzieller Gesichtspunkt, der in der 
Anlage 3 zu den Erklärungen der französi­
schen Regierung genauer erläutert wird. 
Dort heißt es u. a.: 

„So ermöglicht es diese Bestimmung, über 
den Preis der durchgeführten künstlichen 
Besamung, der den Kosten des Selektions­
programms Rechnung trägt, die hohen 
Kosten des Selektionsprogramms auf eine 
große Anzahl von Züchtern unter Berück­
sichtigung des genossenschaftlichen Charak­

ters der Strukturen und der zwischen Statio­
nen geschlossenen Verträge aufzuteilen. 

Die für die Programme Verantwortlichen 
verfügen somit über eine Stabilität der für 
eine solche Tätigkeit, deren Ergebnisse sich 
erst langfristig bemerkbar machen, notwen­
digen Ressourcen." 

15. Das ausschließliche Recht der Besa­
mungsstationen ist somit kaum durch die 
Notwendigkeit begründet, in dem betreffen­
den Gebiet auf Samenspender der Station 
zurückzugreifen. Die Besamung selbst ist 
nach den vorliegenden Informationen nicht 
schwierig. Der einzelne Viehzüchter kann sie 
gegebenenfalls unter der Kontrolle der Besa­
mungsstation selbst vornehmen 10. 

16. Den Samen, mit dem die Besamungen 
vorgenommen werden, erhalten die Besa­
mungsstationen im allgemeinen von den Pro­
duktionsstationen, mit denen sie Verträge 
geschlossen haben. Die Besamungsstationen 
müssen derartige Verträge schließen, um 
sicherzustellen, daß jederzeit eine ausrei­
chende Versorgung mit Samen gewährleistet 

10 — In der Anlage 3 zu den Erklärungen der französischen 
Regierung heißt es: „Zwar wird in der Praxis die große 
Mehrzahl der künstlichen Besamungen von abhängig 
beschäftigten Besamungsbeauftragten der zugelassenen 
Genossenschaft vorgenommen, die Regelung erlaubt es 
jedoch den Tierzüchtern selbst, die Besamung in ihrem 
eigenen Betrieb (Verordnung vom 1. Juni 1978 in der Fas­
sung der Verordnung vom 31. Mai 1983) und den Tierärz­
ten (Verordnung vom 21. November 1991), die Besamung 
vorbehaltlich einer vertraglichen Vereinbarung mit der 
Besamungsstation des fraglichen Gebietes vorzunehmen. 
Die Regelung ermöglicht es, darauf zu achten, daß die 
(Tierzucht-und Gesundheits-) Kontrolle der Besamung in 
einem bestimmten Gebiet vom Leiter der Besamungsstation 
durchgeführt wird." 
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ist. Diese Verträge enthalten im übrigen auch 
die Verpflichtungen der Besamungsstationen 
zur Teilnahme an der Arbeit zur Verbesse­
rung des Viehbestands. 

17. Es besteht kein Zweifel daran, daß die 
Tierzüchter akzeptieren, daß die Besamungs­
stationen überwiegend Samen aus den Pro­
duktionsstationen verwenden, mit denen sie 
einen festen Vertrag haben. Eine Begründung 
dafür kann die sein, daß mit dem Kauf von 
Samen in kleinen Mengen hohe Kosten ver­
bunden sind 11. 

18. Die Verpflichtung zur vertraglichen 
Absicherung der Lieferung von Samen 
schließt jedoch die Möglichkeit einer Beliefe­
rung von anderer Seite nicht aus. Die franzö­
sischen Vorschriften hindern den einzelnen 
Tierzüchter oder die einzelne Besamungssta­
tion nicht daran, sich direkt an ausländische 
Produzenten zu wenden, um Samen zu kau­
fen. 

Die entsprechenden Bestimmungen finden 
sich u. a. in Artikel 5 des vorgenannten 
Gesetzes von 1966, wonach 

— die Tierzüchter ihre örtliche Besamungs­
station auffordern können, ihnen Samen 

aus Produktionsstationen ihrer Wahl zu 
liefern; 

— die betreffende Station verpflichtet ist, 
Besamungen mit Samen vorzunehmen, 
den sie sich auf diese Weise beschafft hat, 
und 

— die Tierzüchter die zusätzlichen Kosten 
zu tragen haben, die sich aus dieser unab­
hängigen Entscheidung ergeben. 

19. Diese Vorschriften wurden durch Artikel 
10 der Verordnung des Landwirtschaftsmini­
steriums vom 17. April 1969 über die Geneh­
migung für den Betrieb der Stationen für 
künstliche Besamung 12 in der Fassung der 
Verordnung vom 24. Januar 1989 13 verdeut­
licht und ergänzt. Diese Änderung wurde 
durch eine mit Gründen versehene Stellung­
nahme veranlaßt, die die Kommission der 
französischen Regierung zugestellt hatte. Es 
ist nicht dargetan worden, daß die Stellung­
nahme noch andere Beschwerdepunkte ent­
hielt. Artikel 10 lautet in seiner nunmehr gel­
tenden Fassung wie folgt: 

„Die Besamungsstationen werden normaler­
weise mit Zuchttieren und Samen von der 

1 1 — Siehe dazu die Erklärungen der französischen Regierung, 
die in Randnr. 12 des unten zitierten Urteils in der Rechts­
sache 161/82 (Kommission/Frankreich) wiedergegeben 
sind. 

12 — JORF vom 30 April 1969, S. 4349. 
13 — Artikel 2 der Verordnung vom 24. Januar 1989, JORF vom 

31. Januar 1989, S. 1469. 
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oder den für die Produktion zugelassenen 
Stationen beliefert, die ihren Sitz im Gebiet 
eines der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft haben und mit 
denen sie einen den Bestimmungen des Arti­
kels 12 entsprechenden Vertrag geschlossen 
haben 14. 

Über die Belieferungen auf der Grundlage 
dieser Vereinbarungen hinaus können die 
Stationen sich entweder auf eigene Initiative 
oder aufgrund eines individuellen und 
schriftlichen Ersuchens von Tierzüchtern im 
betreffenden Gebiet in der Weise versorgen, 
daß sie sich an andere Produktionsstationen 
wenden. 

Alle anderen Wirtschaftsteilnehmer, die 
Samen aus einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein­
führen, sind verpflichtet, diesen bei einer 
zugelassenen Besamungs- oder Produktions­
station ihrer Wahl abzuliefern." 

20. Die französische Regierung hat erklärt, 
daß für die Einfuhr von Samen aus anderen 

Mitgliedstaaten keine Importlizenz erforder­
lich sei. 

Die Rechtsprechung zu den französischen 
Vorschriften über das ausschließliche Recht 

21. Die Vorschriften über das ausschließliche 
Recht geben nach den vorliegenden Informa­
tionen Anlaß zur Unzufriedenheit bei der 
französischen Landbevölkerung. Dies hat 
vermutlich u. a. seinen Grund darin, daß die 
künstliche Besamung die Art der Befruch­
tung der Rinder ist, die die Landwirte haupt­
sächlich anwenden 15, und daß die Kosten 
einer Besamung nicht unbedeutend sind — 
nach den vorliegenden Erklärungen betragen 
sie jedenfalls nicht weniger als 100 FF und 
normalerweise wesentlich mehr. Offenbar 
bestehen in bestimmten Fällen bedeutende 
Preisunterschiede. Es wurde z. B. vorgetra­
gen, daß die Preise der CEIAM 1987 um 
30 % höher gewesen seien als die der Station 
Crespelle. Die Vorschriften über das 
ausschließliche Recht haben zu Rechtsstrei­
tigkeiten vor französischen Gerichten 
geführt, deren Hintergrund der war, daß 
nichtzugelassene Besamungsstationen betrie­
ben werden oder daß Besamungsbeauftragte 
oder Tierärzte Besamungen ohne die erfor­
derliche Genehmigung der örtlichen Station 
vornehmen. 

14 — Artikel 12 der Verordnung bestimmt: 
„Jede Besamungsstation hat mit einer oder mehreren 
Samenproduktionsstationen Verträge zu schließen. 
Diese Verträge müssen die Ordnungsmäßigkeit der Samen­
belieferung des betreffenden Gebietes unter Berücksichti­
gung des dort bestehenden Bedarfs und für hinreichend 
lange Zeiträume, um die Erprobungsvorgänge zum Erfolg 
zu führen, gewährleisten. 
Diese Verträge müssen die Verpflichtung der Besamungssta­
tion enthalten, sich an von den Samenproduktionsstationen, 
mit denen sie sich zusammenschließt, durchgeführten 
Erprobungsprogrammen zu beteiligen. Diese Verpflichtung 
trägt den Möglichkeiten, die das Gebiet für die Anwendung 
von Erprobungsprogrammen bietet, und einer Schätzung 
des mittelfristigen Bedarfs an zugelassenen Zuchttieren in 
dem Gebiet Rechnung." 

15 — Aus dem Sachverständigenbericht, der der Berechnung des 
Schadensersatzes im Ausgangsverfahren zugrunde liegt, 
ergibt sich, daß die CEIAM 1987 mehr als eine Viertelmil-
lion Besamungen vornahm und daß die Station Crespelle in 
demselben Jahr ca. 100 000 Besamungen allein im Departe­
ment Mayenne durchführte. 
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22. Eine dieser Rechtsstreitigkeiten hat zu 
den Vorabentscheidungsfragen geführt, die 
das Tribunal de grande instance Bergerac 
dem Gerichtshof in der noch anhängigen 
Rechtssache C-17/94 vorgelegt hat. Die Fra­
gen stellten sich in einem Strafverfahren 
gegen französische Tierärzte, die wegen Ver­
letzung des ausschließlichen Rechts der örtli­
chen Station angeklagt worden waren. Die 
vorgelegten Fragen betreffen die Bedeutung 
der Vertragsvorschriften über den freien 
Dienstleistungsverkehr für die sich mögli­
cherweise aus den französischen Rechtsvor­
schriften für die Tierärzte ergebenden 
Beschränkungen, unabhängig von den Besa­
mungsstationen Besamungen vorzunehmen. 

23. Der Gerichtshof hat bereits in zwei 
Rechtssachen Gelegenheit gehabt, zur 
Rechtmäßigkeit verschiedener Aspekte der 
französischen Regelung im Hinblick auf 
Artikel 37 des Vertrages über die staatlichen 
Handelsmonopole und bestimmte Ratsricht­
linien über Zuchttiere Stellung zu nehmen. 
Es handelt sich um ein Vertragsverletzungs­
verfahren (die Rechtssache 161/82, 
Kommission/Frankreich) und um ein Vorab-
entscheidungsverfahren (die Rechtssache 
271/81, Société coopérative d'amélioration de 
l'élevage et d'insémination artificielle du 
Béarn/Mialocq u. a.), in denen der Gerichts­
hof seine Urteile am 28. Juni 1983 erlassen 
hat 16. 

24. In der erstgenannten Rechtssache wurde 
das gegen Frankreich gerichtete Vorbringen 

der Kommission, Artikel 37 sei durch Ein­
fuhrbeschränkungen für Samen verletzt, 
zurückgewiesen. Der Gerichtshof hat ausge­
führt, daß in Frankreich kein staatliches 
Monopol für den Absatz oder die Einfuhr 
von Samen errichtet worden war und daß es 
der Kommission nicht gelungen war, „die 
Existenz einer Einrichtung nach[zu]weisen, 
durch die der französische Staat unmittelbar 
oder mittelbar die Einfuhren von Samen aus 
anderen Mitgliedstaaten rechtlich oder tat­
sächlich kontrolliert, lenkt oder merklich 
beeinflußt" (Randnr. 14 in Verbindung mit 
Randnr. 19). 

25. In dem Vorabentscheidungsverfahren 
hatten zwei Tierzüchter, die künstliche Besa­
mungen vorgenommen hatten und angeklagt 
wurden, das ausschließliche Recht einer 
Besamungsstation verletzt zu haben, geltend 
gemacht, daß die Vorschriften über das 
ausschließliche Recht gegen Artikel 
37 EWG-Vertrag verstießen. Das vorlegende 
Gericht wies darauf hin, daß die Tierzüchter 
verpflichtet gewesen seien, die Besamung 
von der örtlichen Besamungsstation vorneh­
men zu lassen, zu der sie gehörten, und dort 
Samen ihrer Wahl zu kaufen; es legte in die­
sem Zusammenhang die Vorabentschei­
dungsfrage vor, ob Dienstleistungen Han­
delscharakter im Sinne von Artikel 37 des 
Vertrages haben, wenn sie, als staatliches 
Monopol ausgestaltet, dem Staat ermögli­
chen, einen Zweig der einheimischen Volks­
wirtschaft zu lenken. Der Gerichtshof hat 
entschieden, daß Artikel 37 den Warenver­
kehr betrifft und sich nicht auf ein Dienstlei­
stungsmonopol wie das bezieht, um das es in 16 — Slg. 19S3, 2079 und 2057. 
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jener Rechtsache ging. Er hat jedoch hervor­
gehoben: 

„Die Möglichkeit ist jedoch nicht 
auszuschließen, daß ein Dienstleistungsmo­
nopol mittelbar den Warenaustausch zwi­
schen den Mitgliedstaaten beeinflußt. Daher 
könnte ein Unternehmen oder ein Unterneh­
menszusammenschluß, die die Erbringung 
bestimmter Dienstleistungen monopolisie­
ren, insbesondere dann gegen den Grundsatz 
des freien Warenverkehrs verstoßen, wenn 
dieses Monopol zu einer Diskriminierung 
eingeführter Erzeugnisse gegenüber den ein­
heimischen Erzeugnissen führen würde" 
(Randnr. 10). 

Der Gerichtshof war aber nicht der Mei­
nung, daß in dem konkreten Rechtsstreit 
Umstände angeführt worden waren, die dar­
auf hindeuteten, daß das Monopol auf eine 
Art und Weise ausgeübt wurde, die gegen die 
Vertragsvorschriften über den freien Waren­
verkehr verstieß. Er hat in den Randnum­
mern 11 und 12 ausgeführt: 

„Die vom vorlegenden Gericht dargestellten 
und die während des Verfahrens vor dem 
Gerichtshof bekanntgewordenen Umstände 
reichen jedoch nicht für die Feststellung aus, 
daß Rechtsvorschriften wie die in Frankreich 
für die künstliche Besamung von Rindern 
geltenden mittelbar eine Monopolisierung 
schaffen, die den freien Warenverkehr behin­
dert. 

Diese Umstände lassen nämlich erkennen, 
daß es nach den in Frankreich geltenden 
Rechtsvorschriften jedem einzelnen Tier­
züchter freisteht, bei der Besamungsstation, 
zu der er gehört, die Lieferung von Samen 
aus der Samenproduktionsstation seiner 
Wahl in Frankreich oder im Ausland zu 
beantragen. Die französische Regierung hat 
erklärt, daß es einer Besamungsstation oder 
auch einem einzelnen Tierzüchter aufgrund 
der französischen Rechtsvorschriften keines­
wegs verwehrt sei, sich wegen des Ankaufs 
von Samen unmittelbar an eine ausländische 
Station zu wenden und die hierzu notwen­
dige Einfuhrlizenz zu erhalten." 

Allgemeines zu den vorgelegten Fragen 

26. Es ist darauf hinzuweisen, daß die Fra­
gen der Cour de cassation drei Aspekte der 
französischen Rechtsvorschriften betreffen. 
Erstens wird gefragt, ob das ausschließliche 
Recht, das den Besamungsstationen inner­
halb eines festgelegten geographischen 
Gebietes eingeräumt worden ist, als solches 
gegen das Gemeinschaftsrecht verstößt. Wei­
ter wird nach der Bedeutung des Gemein­
schaftsrechts für zwei spezifischere Gesichts­
punkte der französischen Regelung gefragt, 
nämlich die für jeden Wirtschaftsteilnehmer 
geltende Pflicht, den Tiersamen von einer 
zugelassenen Besamungsstation aufbewahren 
zu lassen, sowie das Recht der Besamungs­
stationen, von den Tierzüchtern die Bezah­
lung der zusätzlichen Kosten des Kaufs und 
der Aufbewahrung von Samen, der von 
anderen als den üblichen Lieferanten der Sta­
tion stammt, zu verlangen. 
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27. Die Cour de cassation wünscht insbe­
sondere eine Auslegung des Artikels 
90 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 
86 des Vertrages, um beurteilen zu können, 
ob die angerührten Aspekte der Rechtsvor­
schriften zu einem vertragswidrigen wettbe­
werbsverzerrenden Verhalten führen können. 
Sie ersucht außerdem um eine Auslegung des 
Artikels 30 des Vertrages, um beurteilen zu 
können, ob die angeführten Gesichtspunkte 
zu rechtswidrigen Behinderungen des Han­
delsverkehrs zwischen Mitgliedstaaten füh­
ren können. 

28. Meines Erachtens besteht in der vorlie­
genden Rechtssache kein Grund dafür, daß 
der Gerichtshof zur eventuellen Bedeutung 
anderer Vertragsvorschriften Stellung nimmt 
oder seine Auslegung der genannten Ver­
tragsvorschriften auf andere Aspekte der 
französischen Regelung erstreckt. 

29. Es ist im übrigen wichtig, sich bei der 
Beantwortung der Fragen daran zu errin-
nern, daß die Station Crespelle herangezogen 
worden ist, um feststellen zu lassen, daß das 
ausschließliche Recht, das der CEIAM durch 
die französischen Rechtsvorschriften einge­
räumt wird und das die Grundlage für den 
Antrag der Genossenschaft bildet, gemein­
schaftsrechtswidrig ist und deshalb keine 
Anspruchsgrundlage darstellen kann. Die 
CEIAM macht meines Erachtens mit Recht 
geltend, daß die gestellten Fragen auf dieser 
Grundlage verstanden und geprüft werden 
müssen. Es sind die Vorschriften über das 
ausschließliche Recht als solche, die angegrif­
fen werden. Nur wenn das durch das Gesetz 
von 1966 eingeführte ausschließliche geogra­
phische Recht selbst oder wesentliche 
Aspekte der Vorschriften, so wie sie ausge­
legt und angewendet werden, gegen das 
Gemeinschaftsrecht verstoßen, ist das 

Gemeinschaftsrecht für die Entscheidung 
dieser Rechtssache relevant. Es ist nicht Auf­
gabe des Gerichtshofes, in dieser Rechtssache 
das Gemeinschaftsrecht im Hinblick auf die 
Bestimmung der Grenzen auszulegen, die 
dieses Recht und namentlich die darin ent­
haltenen Wettbewerbsvorschriften für die 
Durchführung der Aufgaben der Besa­
mungsstationen festlegen. 

Während der Verhandlung vor dem 
Gerichtshof sind konkrete Beispiele dafür 
genannt worden, daß die Besamungsstatio­
nen ihr ausschließliches Recht den Tierzüch­
tern gegenüber mißbraucht haben, indem sie 
unverhältnismäßige Preise verlangt oder im 
übrigen deren Handlungsfreiheit in unange­
messener Weise beschränkt haben. Diese Bei­
spiele sind im Zusammenhang der vorliegen­
den Rechtssache nur dann von Interesse, 
wenn sie als Veranschaulichung dafür ver­
standen werden können, daß die Regelung 
selbst — ganz oder in hinreichend wichtigen 
Aspekten — gemeinschaftsrechtswidrig ist. 

Zur Frage, ob das ausschließliche Recht der 
Besamungsstationen gegen Artikel 90 in 
Verbindung mit Artikel 86 des Vertrages 
verstößt 

30. Die erste Frage der Cour de cassation 
betrifft die Auslegung der Artikel 90 Absatz 
1 und Artikel 86 sowie des Artikels 5 im 
Hinblick auf eine Entscheidung darüber, ob 
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es diesen Vorschriften widerspricht, wenn 
nationale Vorschriften erlassen werden, die 
den Besamungsstationen das ausschließliche 
Recht zur Vornahme von Besamungen ver­
leihen und ihnen die Möglichkeit eröffnen, 
von den Tierzüchtern die Zahlung der 
zusätzlichen Kosten zu verlangen, die sich 
möglicherweise aus der Bestellung von 
Samen bei anderen als den festen Lieferanten 
der Station ergeben. 

31. Artikel 90 Absatz 1 des Vertrages verbie­
tet es den Mitgliedstaaten, in bezug auf 
Unternehmen, denen sie ausschließliche 
Rechte gewähren, Maßnahmen zu treffen 
oder beizubehalten, die den übrigen Ver­
tragsbestimmungen widersprechen, nament­
lich dem in Artikel 86 enthaltenen Verbot 
der mißbräuchlichen Ausnutzung einer 
beherrschenden Stellung auf einem wesentli­
chen Teil des Gemeinsamen Marktes durch 
Unternehmen, soweit dies dazu führen kann, 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu 
beeinträchtigen 17. 

32. In seiner Rechtsprechung der letzten 
Jahre hat der Gerichtshof die Bedeutung des 
Artikels 90 Absatz 1 als Begrenzung der 
Möglichkeiten der Mitgliedstaaten aufge­
zeigt, durch die Gewährung ausschließlicher 
Rechte Maßnahmen zu ergreifen, die die 
praktische Wirksamkeit der Wettbewerbs­
vorschriften des Vertrages aufheben kön­
nen 18. 

33. Ausgangspunkt ist weiterhin gemäß dem 
Wortlaut des Artikels 90 Absatz 1, daß die 
Einräumung ausschließlicher Rechte als sol­
che nicht gemeinschaftsrechtswidrig ist. So 
hat der Gerichtshof in den beiden im Zusam­
menhang mit der vorliegenden Rechtssache 
wichtigsten Urteilen — in der Rechtssache 
C-41/90 (Höfner) und in der Rechtssache 
C-179/90 (Porto di Genova) 19 — ausge­
führt, „daß die Schaffung einer beherrschen­
den Stellung durch die Gewährung 
ausschließlicher Rechte im Sinne von Artikel 
90 Absatz 1 EWG-Vertrag als solche noch 
nicht mit Artikel 86 EWG-Vertrag unverein­
bar ist". 

34. Dieser Ausgangspunkt wird jedoch 
wesentlich eingeschränkt durch die Bemer­
kung des Gerichtshofes, daß die praktische 
Wirksamkeit der Wettbewerbsvorschriften 
des Vertrages aufgehoben würde, wenn man 
Artikel 90 Absatz 1 nicht dahin auslegte, daß 
es gegen den Vertrag verstößt, wenn 

— „eine Maßnahme eines Mitgliedstaats 
[ergeht], durch die eine Gesetzesbestim­
mung beibehalten würde, die eine Lage 
schafft, in der [ein Unternehmen] 
zwangsläufig gegen Artikel 86 verstoßen 
muß ..." (Randnr. 27 des Urteils Höfner), 
und 

17 —• In Verbindung mit der Anwendung des Artikels 90 Absatz 
1 hat Artikel 5 des Vertrages keine selbständige Bedeutung. 

Î8 — Siehe u. a. Urteil vom 19. Mai 1993 in der Rechtssache 
C-320/91 (Corbeau, Slg. 1993, I-2533). 

— „[ein] Unternehmen durch die bloße 
Ausübung der ihm übertragenen 

19 — Urteile vom 23. April 1991 (Slg. 1991,1-1979) und vom 10. 
Dezember 1991 (Slg. 1991, 1-5889). 
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ausschließlichen Rechte seine beherr­
schende Stellung mißbräuchlich ausnutzt 
... oder wenn durch diese Rechte eine 
Lage geschaffen werden könnte, in der 
dieses Unternehmen einen solchen Miß­
brauch begeht..." (Randnr. 17 des Urteils 
Porto di Genova). 

35. Es ist unbestritten, daß den Besamungs­
stationen ausschließliche Rechte im Sinne des 
Artikels 90 Absatz 1 des Vertrages einge­
räumt wurden. 

Die Frage in der vorliegenden Rechtssache 
ist deshalb die, ob das eingeräumte 
ausschließliche Recht, Besamungen vorzu­
nehmen, selbst oder wesentliche Aspekte 
dieses ausschließlichen Rechts implizieren, 
daß die Stationen veranlaßt werden, ihre 
beherrschende Stellung gegenüber ihren Lie­
feranten und/oder ihren Kunden zu miß­
brauchen, indem sie namentlich, wie es in 
Artikel 86 heißt, unangemessene Preise oder 
sonstige unangemessene Geschäftsbedingun­
gen erzwingen, den Absatz einschränken 
oder unterschiedliche Bedingungen bei 
gleichwertigen Leistungen gegenüber Han­
delspartnern anwenden. 

36. Meines Erachtens gibt es beim gegenwär­
tigen Stand des Verfahrens keine Elemente 
des ausschließlichen Rechts der Stationen, 
innerhalb geographischer Gebiete Besamun­
gen durchzuführen, die einen Verstoß gegen 
Artikel 90 Absatz 1 in Verbindung mit Arti­
kel 86 implizieren. Die beherrschende Stel­
lung ermöglicht es den Besamungsstationen 
selbstverständlich, Mißbräuche hinsichtlich 

der Preisfestsetzung und möglicherweise 
auch hinsichtlich der Begrenzung der Mög­
lichkeiten zur Vornahme von Besamungen, 
die nach den geltenden Vorschriften mögli­
cherweise anderen Personen, z. B. den Tier­
züchtern selbst oder Tierärzten, offenstehen, 
zu begehen. Mißbrauchsmöglichkeiten beste­
hen vermutlich auch in anderer Hinsicht. 
Aber die Vorschriften über das ausschließli­
che Recht selbst veranlassen die Unterneh­
men nicht, wie dies in der genannten 
Rechtsprechung vorausgesetzt wird, derar­
tige Mißbräuche zu begehen; im übrigen gibt 
es sowohl im französischen Recht als auch 
im Gemeinschaftsrecht Bestimmungen, nach 
denen derartige Formen eines konkreten 
Mißbrauchs gegebenenfalls geahndet werden 
können. 

37. Dies ist auch die Auffassung der 
CEIAM, der französischen Regierung und 
der Kommission. 

38. Die Kommission macht jedoch geltend, 
die Vorschriften über das ausschließliche 
Recht könnten, wenn man sie im Zusam­
menhang mit anderen Aspekten der französi­
schen Regelung sehe, gegen Artikel 90 in 
Verbindung mit Artikel 86 verstoßen. Sie 
verweist dabei auf die Vorschriften, die für 
die Gewinnimg des Samens gelten, der für 
die Besamungen verwendet wird. 

Die Kommission formuliert ihre Auffassung 
wie folgt: „Die Lage ist die, daß die Besa­
mungsstationen zwei Arten ausschließlicher 
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Rechte in einem besitzen, nämlich ein 
ausschließliches Recht, die Besamung vorzu­
nehmen, und ein ausschließliches Recht, den 
Samen abzugeben. Um einen bestimmten 
Samen zu erhalten, muß man sich nämlich an 
die Stationen wenden. Darüber hinaus ermög­
licht es die in Rede stehende staatliche 
Regelung, die zusätzlichen Kosten für die 
Lieferung von Samen in Rechnung zu stellen, 
der von einer anderen Station stammt. Die 
Gesamtregelung könnte zu mißbräuchlichen 
Eingriffen in die Freiheit der Tierzüchter 
führen, zu wählen, welchen Samen sie ver­
wenden wollen." 

39. Die Auffassung der Kommission steht 
im Zusammenhang mit ihrer Beurteilung der 
für die Tierzüchter und andere bestehenden 
Möglichkeiten, Samen über die Stationen zu 
kaufen, und des Rechts der Stationen, im 
Zusammenhang damit eine Bezahlung zur 
Deckung der zusätzlichen Kosten zu verlan­
gen. Die Kommission weist namentlich dar­
auf hin, daß der Tierzüchter, der anderen als 
den von den festen Lieferanten der Station 
erzeugten Samen wünscht, dies schriftlich 
und individuell beantragen und die zusätzli­
chen Kosten tragen müsse. 

Die Kommission führt aus, der Tierzüchter 
habe zwei Möglichkeiten, nämlich entweder 
selbst eine Vereinbarung mit einem von ihm 
gewählten Lieferanten zu treffen oder die 
Besamungsstation zu ersuchen, Samen bei 
den von ihm gewählten Lieferanten zu kau­
fen. 

Im ersten Fall sei es unbegründet, wenn die 
Besamungsstation verlangen würde, daß der 

Tierzüchter zusätzliche Kosten übernehme; 
das Gesetz sehe nicht vor, daß in diesem Fall 
die Übernahme zusätzlicher Kosten verlangt 
werden könne. 

Nach Auffassung der Kommission verstößt 
es gegen das Gemeinschaftsrecht, die Über­
nahme von Kosten zu verlangen, die den 
Besamungsstationen nicht wirklich entstan­
den seien. Auch bilde das Erfordernis eines 
individuellen und schriftlichen Antrags an 
die Station, die den Kauf vornehmen solle, 
eine unverhältnismäßige Belastung und 
beschränke die Möglichkeiten der Tierzüch­
ter, sich Samen von anderen als den festen 
Lieferanten der Station zu beschaffen. 

40. Die Kommission ist dagegen wie die 
CEIAM und die französische Regierung der 
Auffassung, daß die Verpflichtung zur Auf­
bewahrung von allem aufgekauften Samen 
bei zugelassenen Produktions- und Besa­
mungsstationen aus züchterischen und 
gesundheitlichen Gründen hinreichend 
gerechtfertigt sei. Es wird darauf hingewie­
sen, daß Artikel 4 der Richtlinie 87/328, die 
die Richtlinie 77/504 im Hinblick auf die 
schrittweise Liberalisierung des Handels mit 
reinrassigen Zuchtrindern innerhalb der 
Gemeinschaft ergänzt, bestimmt: „Die Mit-
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gliedstaaten sorgen dafür, daß der für den 
innergemeinschaftlichen Handel bestimmte 
Samen nach Artikel 2 in einem amtlich aner­
kannten Zentrum für künstliche Besamung 
gewonnen, behandelt und aufbewahrt wird." 

41. Meines Erachtens ist davon auszugehen, 
daß das Erfordernis der Aufbewahrung des 
Samens in anerkannten Stationen aus züchte­
rischen und gesundheitlichen Gründen hin­
reichend gerechtfertigt ist. 

42. Die Kommission hat allerdings in der 
mündlichen Verhandlung Zweifel daran 
geäußert, ob das Erfordernis der Aufbewah­
rung nach dem oben wiedergegebenen Arti­
kel 10 der Verordnung von 1969 nur für ein­
geführten Samen gelten solle. Die 
französische Regierung und die CEIAM 
haben vorgetragen, daß das Erfordernis der 
Aufbewahrung allgemein gelte. Den 
Erklärungen der französischen Regierung 
dazu muß Rechnung getragen werden kön­
nen. 

43. Der Anspruch der Stationen gegen die 
Tierzüchter auf Übernahme zusätzlicher 
Kosten im Zusammenhang mit der Lieferung 
von Samen von anderen als den festen Liefe­
ranten der Station ist als solcher nicht geeig­
net, die Stationen zu gegen Artikel 86 versto­
ßenden Mißbräuchen zu veranlassen. 
Unbestreitbar bringen diese besonderen Lie­
ferungen gewisse Kosten mit sich, die man 
den Tierzüchtern vernünftigerweise auferle­

gen kann. Es ist klar, daß das Recht miß­
braucht würde, wenn die Stationen in der 
von der Kommission beschriebenen Art und 
Weise handelten, d. h. eine Bezahlung für 
zusätzliche Ausgaben verlangten, die nicht 
wirklich entstanden sind. Dieses Miß­
brauchsrisiko ist jedoch nicht so beschaffen, 
daß der Anspruch auf Übernahme zusätzli­
cher Kosten selbst gegen Artikel 90 Absatz 
1 in Verbindung mit Artikel 86 verstößt. Die 
französischen Rechtsvorschriften veranlassen 
die Stationen nicht zu einer solchen Hand­
lungsweise. 

44. Es ist schwer einzusehen, daß das Erfor­
dernis eines individuellen und schriftlichen 
Antrags des Tierzüchters, der wünscht, daß 
die örtliche Station den Einkauf von Samen 
bei anderen als ihren festen Lieferanten 
tätigt, zur Vertragswidrigkeit der französi­
schen Regelung führen soll. Das Erfordernis 
erscheint nicht besonders belastend und gilt 
nach den eigenen Erklärungen der Kommis­
sion nur, wenn die Tierzüchter die Hilfe der 
Station wünschen und den Einkauf nicht 
selbst — gegebenenfalls über Unternehmen, 
die nach den abgegebenen Erklärungen in 
Frankreich tatsächlich existieren und den 
Samen aus anderen Ländern einführen — 
vornehmen. 

45. Aus diesem Grund bin ich der Auffas­
sung, daß beim gegenwärtigen Stand des Ver­
fahrens nicht angenommen werden kann, 
daß die hier untersuchten Aspekte der Rege­
lung zu einem Mißbrauch der beherrschen­
den Stellung der Stationen führen, der einen 
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Verstoß gegen Artikel 90 Absatz 1 in Verbin­
dung mit Artikel 86 begründet 20. 

Zur Frage, ob die Vorschrift über die Aufbe­
wahrung des Samens gegen Artikel 
30 verstößt 

46. Die zweite vorgelegte Frage geht dahin, 
ob Artikel 30 in Verbindung mit Artikel 
36 und gewissen Bestimmungen der Richtli­
nien dahin auszulegen ist, daß er einer natio­
nalen Vorschrift entgegensteht, „nach der 
Wirtschaftsteilnehmer, die Samen aus einem 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft einführen, 
verpflichtet sind, diesen an eine zugelassene 
Besamungs- oder Samenproduktionsstation 
zu liefern", und zwar im Hinblick auf seine 
Aufbewahrung in der Station. 

47. Ausgangspunkt der Frage ist somit 
unzweifelhaft die sich aus der in Nummer 

19 zitierten, in Artikel 10 der Verordnung 
von 1969 in der Fassung von 1989 enthalte­
nen Bestimmung ergebende Verpflichtung 
der Importeure. 

48. Die Richtlinienbestimmungen, um die es 
in der Frage geht, sind Artikel 2 der Richtli­
nie 77/504/EV/G des Rates vom 25. Juli 
1977 über reinrassige Zuchtrinder und Arti­
kel 4 der Richtlinie 87/328/EWG des Rates 
vom 18. Juni 1987 über die Zulassung rein­
rassiger Zuchtrinder zur Zucht, die nament­
lich bestimmen, daß die Mitgliedstaaten 
dafür sorgen, daß der für den innergemein­
schaftlichen Handel bestimmte Samen in 
einem amtlich anerkannten Zentrum für 
künstliche Besamung gewonnen, behandelt 
und aufbewahrt wird. 

49. Oben ist davon ausgegangen worden, 
daß das umstrittene Erfordernis bezweckt, 
eine gefahrlose Aufbewahrung importierten 
Samens in anerkannten Stationen sicherzu­
stellen, und daß dieses Erfordernis für in 
Frankreich erzeugten und in den Verkehr 
gebrachten Samen eine Entsprechung hat. Es 
handelt sich im übrigen um ein Erfordernis, 
das eine Stütze in dem oben zitierten Arti­
kel 4 der Richtlinie 87/328 findet. Aus diesen 
Gründen kann nicht angenommen werden, 
daß das Erfordernis gegen die in Rede ste­
henden Bestimmungen der Richtlinie ver­
stößt. 

50. Es kann auch nicht angenommen wer­
den, daß dieses Erfordernis gegen Artikel 
30 verstößt. 

51. Ein Aufbewahrungserfordernis wie das 
vorliegende ist nicht geeignet, den innerge­
meinschaftlichen Handel, wie im Urteil in 
der Rechtssache Dassonville (Urteil vom 11. 
Juli 1974 in der Rechtssache 8/74, Slg. 1974, 

20 — Dies macht es unnötig, dazu Stellung zu nehmen, ob die 
Stationen eine beherrschende Stellung auf einem wesentli­
chen Teil des Gemeinsamen Marktes haben und ob der 
Mißbrauch den Handel zwischen Mitgliedstaaten beein­
trächtigt. Für den Fall, daß der Gerichtshof zu einem ande­
ren Ergebnis als dem von mir vorgeschlagenen kommt, ist 
zu erwähnen, daß die einzelne Besamungsstation kaum eine 
dominierende Stellung auf einem wesentlichen Teil des 
Gemeinsamen Marktes haben wird, daß die Stationen 
zusammengenommen diese jedoch unzweifelhaft haben und 
daß —wenn man der Meinung ist, daß die französischen 
Rechtsvorschriften zu einem Mißbrauch führen — die 
Gesamtwirkung der ausschließlichen Rechte der Stationen 
zu untersuchen sein wird, wodurch die Voraussetzungen 
des Artikels 86 in diesem Punkt erfüllt wären. Falls der 
Gerichtshof zu der Auffassung gelangt, daß die Vorschriften 
zu Mißbräuchen führten, wird dies zweifellos u. a. mit der 
einschränkenden Wirkung der Regelung auf die Möglich­
keiten der Tierzüchter, Samen aus anderen Quellen zu 
erhalten, begründet werden, wodurch auch die Vorausset­
zungen des Artikels 86 in bezug auf den innergemeinschaft­
lichen Handel erfüllt wären. 
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837) ausgeführt, unmittelbar oder mittelbar, 
tatsächlich oder potentiell zu beeinträchti­
gen, sofern es für alle betroffenen Wirt­
schaftsteilnehmer gilt, die ihre Tätigkeit im 
Inland ausüben, und sofern es den Absatz 
der inländischen Erzeugnisse und der 
Erzeugnisse aus anderen Mitgliedstaaten 
rechtlich wie tatsächlich in der gleichen 
Weise berührt 21. 

52. Nach den vorliegenden Auskünften gilt 
die Verpflichtung für alle betroffenen Wirt­

schaftsteilnehmer, und es liegen keine Infor­
mationen vor, die darauf hindeuten, daß das 
Erfordernis den Absatz von Samen aus ande­
ren Mitgliedstaaten anders berührt als den 
Vertrieb von Samen, der im Lande selbst 
erzeugt wurde. Es kann im übrigen nicht 
ausgeschlossen werden, daß das Erfordernis 
— selbst wenn auf unterschiedliche tatsächli­
che Auswirkungen hingewiesen werden kann 
— aus züchterischen und gesundheitlichen 
Gründen gerechtfertigt werden kann, die, 
wie gesagt, den Grund für dieses Erfordernis 
bilden 22. 

Entscheidungsvorschlag 

53. Aus allen diesen Erwägungen schlage ich dem Gerichtshof vor, die Fragen der 
Cour de cassation wie folgt zu beantworten: 

Artikel 90 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 86 EG-Vertrag ist dahin auszulegen, 
daß er nationalen Rechtsvorschriften nicht entgegensteht, durch die Besamungssta-

21 — Dieses Erfordernis ist somit meines Erachtens als eines der 
Erfordernisse anzusehen, bei denen nach dem Urteil des 
Gerichtshofes vom 24. November 1993 ín den Rechtssa­
chen C-267/91 und C-268/91 (Keck und Mithouard, Slg. 
1993, 1-6097) nur dann davon auszugchen ist, daß sie den 
Handel nach Artikel 30 beeinträchtigen, wenn die vorge­
nannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Es handelt sich 
nicht um eines der Erfordernisse, die unter das Urteil des 
Gerichtshofes in der Rechtssache Cassis de Dijon fallen, 
wonach „Hemmnisse für den freien Warenverkehr, die sich 
in Ermangelung einer Harmonisierung der Rechtsvorschrif­
ten daraus ergeben, daß Waren aus anderen Mitglicdstaatcn, 
die dort rechtmäßig hergestellt und in den Verkehr gebracht 
worden sind, bestimmten Vorschriften entsprechen müssen 
(wie etwa hinsichtlich ihrer Bezeichnung, ihrer Form, ihrer 
Abmessungen, ihres Gewichts, ihrer Zusammensetzung, 
ihrer Aufmachung, ihrer Etikettierung und ihrer Vcrpak-
kung), selbst dann, wenn diese Vorschriften unterschiedslos 
für alle Erzeugnisse gelten, nacli Artikel 30 verbotene Maß­
nahmen gleicher Wirkung darstellen], sofern sich die 
Anwendung dieser Vorschriften nicht durch einen Zweck 
rechtfertigen läßt, der im allgemeinen Interesse liegt und 
den Erfordernissen des freien Warenverkehrs vorgeht" 
(Randnr. 15). 

22 •— Die Kommission hat geltend gemacht, daß das Erfordernis 
eines schriftlichen und individuellen Antrags an die Station, 
sofern der Wirtschaftsteilnchmer andere Liefercr wünscht, 
und das Recht der Station, eine zusätzliche Bezahlung für 
Extraausgaben zu verlangen, einen Verstoß gegen Artikel 
30 darstellen könnten. Die Kommission hat keine Gesichts­
punkte vorgetragen, die darauf hindeuten, daß dadurch 
gegen Artikel 30 verstoßende Hindernisse für den innerge­
meinschaftlichen Handel geschaffen werden. Aus den oben 
angeführten Gründen bin ich aufgrund der vorliegenden 
Informationen über die Auslegung und Anwendung der 
Vorschriften der Auffassung, daß die französische Regelung 
insoweit nicht gegen Artikel 30 verstößt. 
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tionen geschaffen werden, die allein befugt sind, innerhalb eines abgegrenzten 
Gebietes tätig zu werden, und diesen Stationen die Befugnis einräumt, zusätzliche 
Kosten in Rechnung zu stellen, wenn Tierzüchter, die sich in dem Gebiet befinden, 
für das die Besamungsstation ausschließlich zuständig ist, die Lieferung von Samen 
verlangen, der aus zugelassenen Produktionsstationen ihrer Wahl stammt. 

Artikel 30 EG-Vertrag und Artikel 2 der Richtlinie 77/504/EWG des Rates vom 25. 
Juli 1977 sowie Artikel 4 der Richtlinie 87/328/EWG des Rates vom 18. Juni 
1987 sind dahin auszulegen, daß sie einer nationalen Regelung nicht entgegenstehen, 
die die Wirtschaftsteilnehmer, die Samen aus einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft 
einführen, verpflichtet, diesen an eine zugelassene Besamungs- oder Produktionssta­
tion zu liefern. 
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